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Er hat vor 40 Jahren die erste
Bürgerinitiative gegen Flug-

lärm mitbegründet und kämpft
seitdem gegen die Folgen des
Flughafenausbaus. Jetzt hat Dirk
Treber sein Engagement zurück-
gefahren, mehr Zeit für Familie
und den neuen Hund. Die Gre-
mienarbeit kostet Zeit und Kraft,
sagt der 67 Jahre alte Soziologe,
der in den 80er Jahren für die
Grünen im Landtag saß. Doch
ohne langen Atem werde man
überhaupt nichts erreichen. Wir
treffen Treber auf einen Kaffee in
seinem Haus in Mörfelden.

Herr Treber, Sie haben gegen die
Startbahn West gekämpft und
verloren, gegen die Landebahn
Nordwest und das Terminal 3.
Werden Sie des Kampfes müde?
Nein. Mir war immer klar, dass
das mit dem Flughafen eine un-
endliche Geschichte ist. Die Luft-
hansa als Deutschlands größte
Fluggesellschaft wird versuchen,
ihr internationales Drehkreuz
weiter auszubauen.

Die Expansion wird also weiter-
gehen?
Ja, der Flughafen wird sich zur
Airport-City weiterentwickeln.
Zum riesigen Einkaufszentrum
mit angeschlossenem Flughafen.
Das ist sehr negativ für die ganze
Region. Wegen des Fluglärms
und der Schadstoffe, weil Wald
verloren geht und weil es für
diese neuen Monostrukturen
keine demokratische Kontrolle
gibt. Das wird die Region in ganz
erheblichem Maß in sozialer,
wirtschaftlicher, kultureller und
ökologischer Hinsicht verän-
dern.

Aber die Rhein-Main-Region
boomt doch. Immer mehr Men-
schen ziehen nach Flörsheim,
Raunheim, auch Mörfelden-
Walldorf wächst. Ist das nicht
ein Widerspruch?
Ich erkenne die Funktion des
Flughafens an. Als Zugang zur
Welt sorgt er in der Region für
ein weltoffenes und liberales Kli-
ma. Ich verkenne auch nicht,

dass es ein Mobilitätsbedürfnis
gibt. Aber ich engagiere mich,
weil es auch die negativen Aus-
wirkungen gibt. Die Startbahn
West war ein erheblicher ökolo-
gischer Eingriff in die Region
und eine undemokratische Ent-
scheidung. Die ist in der Kon-
zernzentrale und im Landtag ge-
fallen. Die Bevölkerung, die es
betrifft, wurde nicht gefragt.

Als Lehre aus diesen Erfahrun-
gen wurde bei dem jüngsten
Ausbau ein Mediationsverfah-
ren vorgeschaltet. War das de-
mokratischer?
Nein. Dieses Mediationsverfah-
ren diente einzig der Akzeptanz-
schaffung des Flughafenausbaus.
Das war von vornherein das Ziel.
Es sollte nur noch mit der Bevöl-
kerung beziehungsweise den
Kommunen diskutiert werden,
wie man Ausgleichsmaßnahmen
regelt.

Es kamen kleine Schritte dazu.
Die Lärmpausen, die Lärmober-

grenzen. Sind das mehr als klei-
ne Pflaster?
Das sind alles Ergebnisse der Me-
diation. Fraport sollte den Aus-
bau unter drei Bedingungen be-
kommen: das Nachtflugverbot,
das eingeschränkt wurde auf den
Zeitraum von 23 bis 5 Uhr…

…und vor dem Bundesverwal-
tungsgericht eingeklagt werden
musste!
Genau. Das andere war der Anti-
Lärm-Pakt. Dazu gehören die
Lärmpausen, die Obergrenzen,
die Maßnahmen des aktiven
Schallschutzes. Das letzte war die
Einrichtung des Forums Flugha-
fen und Region FFR mit dem
Konvent als beschlussfassendem
Gremium.

Hat sich für Sie die Arbeit ge-
lohnt?
Ich habe drei Bedingungen ge-
stellt, als ich die Nachfolge von
Umweltpfarrer Kurt Oeser antrat
als Vertreter der Bundesvereini-
gung gegen den Fluglärm im Re-
gionalen Dialogforum: Ich erken-
ne den Ausbau nicht an, ich bin
für ein achtstündiges Nachtflug-
verbot, und bei der Neueinrich-
tung von Flugrouten muss die
Bevölkerung einbezogen werden
sowie eine Umweltverträglich-
keitsprüfung vorausgehen. Das
war immer ein Spagat. Als Ver-
treter der Bürger war ich immer
in der Minderheit. Mir gegenüber
saßen die Luftverkehrsbranche,
die Landesregierung und auch
Vertreter von Kommunen, die
nicht in allen Punkten mit uns
einer Meinung waren.

Die Umweltverbände haben
wegen des Ungleichgewichts
das Dialogforum verlassen. Wa-
rum sind Sie geblieben?
Ich habe durch die Mitarbeit
auch Informationen bekommen
und meine Position immer ver-
treten können.

Ist das nicht ermüdend, immer
gegen eine Wand anzurennen?
Es gibt ja auch Erfolge. Wir ha-
ben zum Beispiel erreicht, dass
das Umwelt- und Nachbar-
schaftshaus in Kelsterbach kein
Flughafenmuseum wie am Flug-
hafen Charles de Gaulle in Paris
ist. Dort findet das Lärmmonito-
ring statt, Umweltmonitoring,
das Sozialmonitoring, das die
Folgen des Ausbaus auf die Kom-
munen untersucht. Im Internet
kann man ständig verfolgen, wo
geflogen wird und wie laut das
ist. Das haben wir erreicht.

Aber was sind die Konsequen-
zen? Was folgte zum Beispiel aus
den Ergebnissen der Gesund-
heitsstudie Norah?
Ich stand am Anfang der Studie
sehr skeptisch gegenüber. Aber
sie lieferte neue Ergebnisse, etwa
dass Fluglärm depressiv macht.
Und sie zeigt, dass dringender
Handlungsbedarf besteht. Hes-
sen hat aber nur die Kompeten-
zen, die ihm das Luftverkehrs-
und das Fluglärmschutzgesetz
des Bundes einräumt. Die Ver-
einbarungen zu Lärmobergren-
zen oder aktivem Schallschutz
sind alle freiwillig zwischen dem
Land und der Luftverkehrsbran-

che. Sie sind nirgendwo vorge-
schrieben, auch nicht im Plan-
feststellungsbeschluss. Als Real-
politiker erkenne ich die Realitä-
ten an. Die Adressaten meiner
Forderungen sind in erster Linie
der Flughafen und die Flug-
gesellschaften.

Seit fünf Jahren regiert Ihre Par-
tei, die Grünen, in Wiesbaden
mit. War es richtig, mit der
Flughafenausbaupartei CDU zu
koalieren?
Vor fünf Jahren war ich skeptisch
und habe gegen die Koalition ge-
stimmt. Aber in meiner politi-
schen Arbeit habe ich einen gro-
ßen Unterschied zur Zusammen-
arbeit mit der SPD festgestellt:
Die CDU hält, was sie zusagt. Die
Sozialdemokraten sind unzuver-
lässig.

Also besser mit der CDU?
Entscheidend ist nicht die Partei-
farbe, sondern wo die gemeinsa-
men Schnittmengen sind. Beim
Flughafen ist das Erreichte nicht
ausreichend. Aber es gibt den
gültigen Planfeststellungsbe-
schluss, der höchstrichterlich
entschieden ist. Es gibt die Bun-
desgesetze und den Koalitions-
vertrag. Dieser Rahmen ermög-
licht nur, an bestimmten Stell-
schrauben zu drehen.

Haben die Grünen als Anti-
Flughafenausbaupartei an
Glaubwürdigkeit verloren?
Ich habe viele Minister in der
Fluglärmkommission und im
Forum Flughafen und Region
kommen und gehen sehen. Ta-
rek Al-Wazir ist der einzige, der
sich gekümmert hat. Er hat sich
auch den direkten Fragen der
Bürger gestellt. Er hat die Stabs-
stelle Fluglärmschutz mit acht
Leuten eingerichtet. Diese klei-
nen Schritte sind der Versuch
rauszuholen, was geht. Sie sind
kein Lärmminderungspro-
gramm, wie es die Bundesverei-
nigung gegen Fluglärm und die
Zukunftsinitiative Rhein-Main
vorgeschlagen haben und ich es
mir wünsche.

Haben Sie dem neuen Koaliti-
onsvertrag zwischen CDU und
Grünen in Hessen zugestimmt?
Ja.

Gibt es aus Sicht der Fluglärm-
gegner nichts zu bemängeln?
Es gibt schon Dinge zu bemän-
geln. Aber ich will erst mal posi-
tiv rausstellen, was ich gut finde.
Gut finde ich, dass es ein neu
aufgelegtes Programm gibt zur
Messung von Ultrafeinstaub. Das
Zweite, was ich sehr gut finde, ist
das geplante „Kompetenzzen-
trum Klima- und Lärmschutz im
Flugverkehr“. Das ist ein Beispiel
für das Prinzip „Global denken,
lokal handeln“. Vor fünf Jahren
hieß es: Das geht nicht.

Und jetzt geht es doch?
Jetzt hat man die Möglichkeit er-
kannt, da etwas zu machen. Au-
ßerdem sind zwei konkrete
Punkte drin, die ich mit angesto-
ßen habe. Einer ist, dass das Re-
gionalfondsgesetz fortgesetzt
wird. Das bedeutet, dass betrof-
fene Gemeinden staatliches Geld

bekommen, um Ausgleichsmaß-
nahmen zu bezahlen, derzeit
sind es 21 Millionen Euro im Jahr.
Das sollte 2021 auslaufen. Jetzt
wird es verlängert.

Was ist der zweite Punkt?
Ich habe gesagt: Wenn Terminal
3 schon kommt, dann muss es
eine Anbindung an den Bahnver-
kehr geben, sonst gibt es einen
Verkehrskollaps. Das steht auch
in der Vereinbarung.

Und welche Punkte sehen Sie
negativ?
Wir hatten vorgeschlagen: Wenn
die Lärmobergrenze erreicht ist,
dann muss der Lärm Jahr für
Jahr um 0,4 Dezibel abgesenkt
werden. Das würde sehr bald zu
einer spürbaren Lärmentlastung
führen. Das steht leider nicht
drin. Was auch nicht auftaucht:
Die Entwicklung des Flughafens
zur Airport-City. Ich hätte mir
gewünscht, dass man dem Flug-
hafen Grenzen setzt.

Welche Grenzen hätte man set-
zen können?
Durch Auflagen könnte man sa-
gen: Wir wollen nicht, dass sich
der Flughafen zur Airport-City
entwickelt. Das ist eine pla-
nungsrechtliche und eine politi-
sche Entscheidung. Aber das ist
anscheinend nicht gewollt.

Werden Sie das achtstündige
Nachtflugverbot noch erleben?
Das ist in dem Moment möglich,
wenn das Luftverkehrs- und das
Fluglärmschutzgesetz entspre-
chend geändert wird.

Warum haben Sie sich aus der
Fluglärmkommission und dem
Forum Flughafen und Region
zurückgezogen?
Nach 40 Jahren ist einfach
Schluss. Ich werde weiter auf lo-
kaler Ebene mit der Interessen-
gemeinschaft zur Bekämpfung
des Fluglärms (IGF) Rhein-Main
arbeiten. Diese Gremienarbeit
kostet sehr viel Zeit und Kraft.
Man muss sich immer wieder
neu motivieren, wenn man rela-
tiv wenige Erfolge hat. Wir ver-
suchen mit unserem Protest die
Parteien dazu zu bringen, dem
Flughafen Grenzen zu setzen und
die Lebensqualität in der Rhein-
Main-Region zumindest ein
Stück weit zu erhalten. Ich bin ja
auch noch im Vorstand der Bun-
desvereinigung für Fluglärm.

Haben Sie je erwogen, aus Mör-
felden-Walldorf wegzuziehen?
Ja. Wir haben jetzt die Ostsee für
uns entdeckt, Usedom. Wir
könnten uns durchaus vorstel-
len, auf unsere alten Tage die
Zelte hier abzubrechen.

Gibt es dort einen Flughafen?
In Heringsdorf. Samstags landet
dort sogar ein Flugzeug aus
Frankfurt. Wenn wir keine Hun-
de hätten, wäre das zeitlich inte-
ressant. Aber wir sind ohnehin
gegen innerdeutschen Flugver-
kehr. Ich bin in meinem Leben
ganz wenig geflogen. Und wenn,
dann immer beruflich.

IN T E R V I E W : JU T TA RI P P EG AT H E R
U N D PI T T VO N BE B E N B U R G

ZUR P E RS O N

Dirk Treber, Jahrgang 1951,
hat als Diplom-Soziologe in der
Marktforschung gearbeitet.
Er wohnt in Mörfelden-Walldorf,
ist in Mörfelden aufgewachsen
und wurde von Kurt Oeser kon-
firmiert, bekannt als Umwelt-
pfarrer zu Zeiten der Bürgerbe-
wegung gegen die Startbahn 18
West.

Für die Grünen saß Treber
zweieinhalb Jahre im Landtag,
war dann weitere viereinhalb
Jahre als Regierungsdirektor
wissenschaftlicher Mitarbeiter
der grünen Landtagsfraktion.
Er war sechs Jahre lang haupt-
amtlicher Stadtrat von Mörfel-
den-Walldorf und arbeitet als
Autor und Publizist.

Der Vorsitzende der Interes-
sengemeinschaft zur Bekämp-
fung des Fluglärms hat sich jetzt
aus der Gremienarbeit zurück-
gezogen: 25 Jahre engagierte er
sich in der Frankfurter Flug-
lärmkommission, zuletzt im Vor-
stand und als Vertreter der Bun-
desvereinigung gegen Fluglärm.
18 Jahre lang saß er im Forum
Flughafen und Region (FFR),
dem Nachfolgegremium des
Mediationsverfahrens zum
Ausbau des Frankfurter Flug-
hafens. jur

„Der Flughafen
ist eine unendliche
Geschichte“
40 Jahre Kampf gegen Naturzerstörung und Lärm kosten Kraft, sagt
der 67-Jährige aus Mörfelden-Walldorf. Jetzt zieht sich Dirk Treber
zurück – und befürchtet den Ausbau einer Airport-City.

Auf einen Kaffee mit Dirk Treber
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